
Was sucht ein Verschwörungstheoretiker 
auf der Triesenberger Reklametafel?  
Organisatoren und Gemeinde halten dagegen: Die Regierung habe den umstrittenen Historiker auch schon zu Veranstaltungen eingeladen.  

Elias Quaderer 
 
Mit unverminderter Intensität 
tobt der Krieg in der Ukraine 
seit gut einem halben Jahr. Erst 
am Mittwochabend sind bei ei-
nem russischen Raketenangriff 
auf ein Wohnhaus in der Stadt 
Charkiw mindestens 13 Men-
schen umgekommen. Gut 2500 
Kilometer westlich von Charkiw 
wird auf einer Reklametafel der 
Gemeinde Triesenberg für 
einen Vortrag geworben mit 
dem Titel: «Warum kam es zum 
Krieg in der Ukraine?» Aufhor-
chen lässt der Name des Refe-
renten: Daniele Ganser, ein 
Schweizer Verschwörungstheo-
retiker mit einer Anhänger-
schaft, die sich über den gesam-
ten deutschsprachigen Raum er-
streckt. Zwar legt der Historiker 
Wert auf seinen Doktortitel, 
aber bereits vor Jahren verlor 
Ganser seine Lehraufträge an 
Universitäten, weil er Fakten mit 
Absurdem vermischte.  

Wie SRF berichtet, darf 
Ganser an diversen Schweizer 
Universitäten auch nicht mehr 
auftreten. Dafür ist der Basler 
regelmässiger Gast bei der  
Ver schwörungsplattform «Ken 
FM» oder beim russischen Pro-
pagandasender «RT». Und An-
fang September wird der um-
strittene Historiker im Triesen-
berger Dorfsaal auftreten. Es 
handelt sich aber nicht um sei-
nen ersten Auftritt im Land 

«Thesen, die von Kreml 
verbreitet werden» 
Auf Anfrage bei Daniele Ganser, 
welche Expertise er über das 
Thema Ukraine-Krieg verfügt, 
verweist er auf sein 2016 er-
schienenes Buch «Illegale Krie-
ge». Ein Kapitel widmete der 
umstrittene Historiker den Eu-
romaidan-Protesten 2013/2014 
in Kiew und der nachfolgenden 
russischen Annexion der Krim. 
Ganser vertritt im Buch die Be-
hauptung, dass es sich bei den 
Maidan-Protesten um einen 

Putsch handelt, der von der US-
Regierung organisiert wurde.   

Für Ulrich Schmid, Profes-
sor für russische Kultur und Ge-
sellschaft an der Universität 
St. Gallen, sind Gansers Putsch-
Behauptungen unhaltbar. «Das 
ist eine These, die schon seit 
Längerem vom Kreml verbrei tet 
wird», sagte Schmid gegenüber 
SRF. Zwar haben diverse US-
NGOs ukrainische Organisatio-
nen während den Maidan-Pro-
testen unterstützt. «Aber davon 
zu sprechen, dass die Ereignisse 
auf dem Maidan ein von Ameri-
ka orchestrierter Putsch gewe-
sen sei, das ist falsch.» 

Organisiert wird der Vor-
tragsabend vom Verein «Tank-
stella-Beiz» – einer Gruppie-

rung, die sich nach eigenen An-
gaben für die «freie Meinungs-
äusserung, Selbstbestimmung 
und das freie Ge danken gut» 
einsetzt. Als Präsident des Ver-
eins amtiert Jürgen Schädler. 
Der Triesenberger erlangte ver-
gangenen Winter eine gewisse 
Bekanntheit durch seine Auf-
tritte an den Coronademonstra-
tionen.  

Veranstalter spricht von 
«Zensurkultur» 
Befragt zur kommenden Veran-
staltung, stellt Schädler zu -
nächst klar, dass sein Verein jede 
Art von Krieg verurteilt: «Ein 
Krieg ist die dümmste und grau-
samste Art für die Bewältigung 
eines Konflikts.» Auf den Ruf 

Gansers als Verschwörungs-
theoretiker und seine unwissen-
schaftliche Arbeitsweise ange-
sprochen, meint der Vereinsprä-
sident aber: «Es ist uns bewusst, 
dass Herr Ganser die Dinge un-
gewöhnlich kritisch hinterfragt 
und auch nicht davor zurück-
scheut, ‹heisse Eisen› anzufas-
sen.» Es sei ja in der Wissen-
schaft nichts Neues, dass kon-
trovers diskutiert werde. Doch 
in jüngster Zeit habe sich eine 
«Zensurkultur» eingeschlichen, 
«die zur Folge hat, dass unpäss-
liche, kritische Äusserungen 
kurzerhand, ignoriert, diffa-
miert usw. werden».  

Kurzum: Der Verein pflegt 
ein Reaktionsmuster, das schon 
seit Aufkommen der Corona-

Skeptiker bekannt ist: Unhaltba-
re Behauptungen werden mit 
dem Verweis auf die Meinungs-
freiheit verteidigt. Und jedem, 
der darauf hinweist, dass es sich 
um unhaltbare Behauptungen 
handelt, wird mit dem Zensur-
vorwurf begegnet.  

Gemeinde hat sich mit 
Polizei abgesprochen 
Mit dem Verweis auf die Mei-
nungsfreiheit argumentiert auch 
die Gemeinde Triesenberg. Vor-
steher Christoph Beck hält auf 
Anfrage fest, dass die Gemeinde 
darauf achte, wer die gemeinde-
eigenen Reklametafeln beim 
Rüteli sowie den Dorfsaal reser-
viere. «Es ist aber auch so, dass 
eine Vielzahl von privaten wie 

öffentlichen Veranstaltungen 
stattfinden, bei denen wir nicht 
jedes Detail kennen», so Beck.  

Im Fall des Ganser-Vortrags 
seien aber Abklärungen mit der 
Landespolizei getroffen wor-
den. Allerdings konnte «kein 
Grund gefunden werden, wel-
cher eine Absage dieser Veran-
staltung rechtfertigen würde.» 
Auch wenn die Gemeinde den 
Inhalt einer Veranstaltung 
nicht teile, könne sie dieselbe 
nicht einfach «nach Gut -
dünken oder Bauchgefühl» ab-
sagen. «Die Redefreiheit ist ein 
hohes Gut, welches geschützt 
werden muss, solange es nichts 
rechtswidrig ist», erläutert 
Beck den Standpunkt der Ge-
meinde. 

2018: Regierung lud Ganser 
zu Anlass über Energie 
Ein weiteres Argument, das die 
«Tankstella-Beiz» und Vorste-
her Christoph Beck anführen: 
Daniele Ganser wurde 2018 im-
merhin auch von der Regierung 
zu einer Veranstaltung eingela-
den. Und tatsächlich führte das 
Ministerium für Infrastruktur, 
Wirtschaft und Sport vor vier 
Jahren unter der damaligen Lei-
tung von Daniel Risch eine Im-
pulsveranstaltung zum Thema 
«Energievision 2050 und der 
Energiestrategie 2030» durch. 
Unter den fünf Referenten des 
Anlasses befand sich auch der 
umstrittene Historiker. 

Auf Anfrage heisst es heute 
aus Rischs Ministerium, dass 
das Ziel der Veranstaltung war, 
«mit einem breitgefächerten 
Blick die Energiezukunft Liech-
tenstein zu beleuchten.» Und 
im Vortrag von Daniele Ganser 
sei die Frage im Mittelpunkt ge-
standen, «wie ein Kleinstaat 
seine Unabhängigkeit durch die 
Vision 100 Prozent erneuerbare 
Energien bis 2050 stärken 
kann». Soll heissen: Gansers 
Verschwörungstheorien stan-
den nicht im Zentrum des An-
lasses. 

Ein Star in der Verschwörerszene: Anfang September wird Daniele Ganser über den Ukraine-Krieg referieren. Bild: Daniel Schwendener
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Finanzielle Entlastung der Rentner war das Hauptargument 
Das Gesamtergebnis der Onlineumfrage zur Abstimmung über die DpL-Initiative zur «Franchise-Befreiung» liegt vor. 

Am 26. Juni 2022 stimmte das 
Liechtensteiner Stimmvolk 
über die DpL-Initiative zur 
Franchise-Befreiung von Rent-
nerinnen und Rentnern ab. Die 
Vorlage wurde vom liechten-
steinischen Stimmvolk mit  
63,9 Prozent klar angenom -
men. Das Liechtenstein-Institut 
führte in Zusammenarbeit mit 
dem «Liechtensteiner Vater-
land» und dem «Liechtenstei-
ner Volksblatt» eine Onlineum-
frage durch, um die Gründe für 
die Zustimmung oder Ableh-
nung in Erfahrung zu bringen.  

Die Analyse zeigt, weshalb 
das Resultat am Ende recht 
deutlich ausfiel: Die älteren 
Stimmberechtigten hiessen die 
Initiative mit klarer Mehrheit 
gut und nahmen auch fleissig an 

der Abstimmung teil. Die Jun-
gen haben die DpL-Initiative 
mehrheitlich verworfen. Aber 
selbst bei einer hypothetischen 
Maximalbeteiligung der Jungen 
hätte sich am Verdikt vom 
26. Juni nicht viel geändert, er-
klärt das Liechtenstein-Institut 
in der Auswertung der Abstim-
mungsumfrage.  

«Das liegt im Wesentlichen 
daran, dass die Jungen generell, 
dass heisst auch unter den 
Stimmberechtigten, bloss eine 
Minderheit darstellen», so die 
Autoren Thomas Milic und Phi-
lipp Rochat. Das Medianalter 
der Stimmberechtigten in 
Liechtenstein liegt zwischen 50 
und 54 Jahren. Und die Domi-
nanz der älteren Stimmberech-
tigten hätte zum klaren Verdikt 

geführt. «Denn erst bei Stimm-
berechtigten im Alter ab 50 Jah-
ren erzielte die Vorlage eine so-
lide Mehrheit», heisst es in der 
Auswertung. Die hätte im We-
sentlichen mit der Betroffenheit 
zu tun gehabt. «Wer das Pen -
sionsalter erreicht hatte oder 
kurz davor steht, mass der Vor-
lage eine deutliche höhere Be-
deutung zu.» 

Es gab Vorbehalte, aber 
das Hauptargument zog 
Neben dem Alter spielten ge-
mäss Milic und Rochat auch die 
finanziellen Verhältnisse eine 
bedeutsame Rolle: «Je höher 
das Haushaltseinkommen, des-
to eher wurde die finanzielle 
Entlastung abgelehnt. Wo das 
Geld hingegen nur knapp aus-

reicht, um über die Runden zu 
kommen, wurde die Vorlage 
mit einem Anteil von etwa 80 
Prozent Jastimmen angenom-
men.» Auch beim Bildungs -
niveau zeigen sich Unterschie-
de: Personen mit einer höheren 
Bildung lehnten die Initiative 
stärker ab als Personen aus tie-
feren Bildungsschichten. 

Die Argumentationsanalyse 
zeigt, dass es durchaus gewisse 
Vorbehalte gegen die «Fran-
chise-Befreiung» der Rentne-
rinnen und Rentner gab. Die 
Gegner der Initiative hielten die 
vorgeschlagene Lösung für we-
nig zielgerichtet, da auch reiche 
Rentner davon profitieren. Eine 
ganz klare Mehrheit der Nein-
Stimmenden (87 %) sah als Fol-
ge der Annahme der Initiative, 

dass die Krankenkassenprä-
mien steigen werden. Es gab je-
doch ein grosses Hauptargu-
ment für die Annahme der Ini-
tiative: «Eine überwältigende 
Mehrheit der Stimmenden – 
dies schliesst auch viele Nein-
Stimmenden mit ein –ist der 
Ansicht, dass die finanzielle 
Lage der Rentnerinnen und 
Rentner aufzubessern ist.» Da-
mit hätte die Mehrheit der 
Stimmbevölkerung die Pro-
blemwahrnehmung der Initian-
ten geteilt. Dass eine finanzielle 
Entlastung der Rentnerinnen 
und Rentner vonnöten sei, habe 
selbst das Nein-Lager bei der 
Umfrage nicht bestritten. 

Und hier sehen Milic und 
Rochat auch das Erfolgsrezept 
für Initiativen: «Wenn es den 

Initiantinnen und Initianten 
nur schon gelingt, weite Teile 
des Stimmvolks von ihrer Pro-
blemwahrnehmung zu über-
zeugen, so sind das sehr gute 
Startbedingungen für ihr Be-
gehren. Wie die Akzeptanz -
werte zeigen, ist dies den DpL-
Initianten gut gelungen.» 

Die DpL-Initiative war das 
39. Initiativbegehren , über wel-
che das Liechtensteiner Stimm-
volk zu entscheiden hatte. Bis-
her wurden 13 Initiativen gut -
geheissen. Statistisch wird 
demnach jede dritte Volksini-
tiative angenommen. (sap) 

Hinweis 
Die komplette Auswertung der 
Umfrage finden Sie unter: 
vaterland.li/501377


